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zur 
 

Ortsbürgergemeindeversammlung 
 
 
 
 
 

Donnerstag, 4. Dezember 2025 
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Waldhütte Staretschwil 
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Allgemeine Hinweise 
 
 
Aktenauflage 
 
Die Unterlagen zu den einzelnen Traktanden sowie das Stimmregister können ab 
dem 17. November 2025 bis zur Versammlung während den ordentlichen Büroöff-
nungszeiten auf der Gemeindekanzlei eingesehen werden. 
 
 
Stimmrechtsausweis 
 
Das Kuvert, mit dem die Versammlungsunterlagen verschickt werden, dient gleich-
zeitig als Stimmrechtsausweis. Das Kuvert ist mitzubringen und den Stimmenzäh-
lern abzugeben. 
 
 
Personenbezeichnungen 
 
Die in diesem Traktandenbericht verwendeten Personenbezeichnungen beziehen 
sich auf beide Geschlechter. 
 
 
Nachtessen 
 
Im Anschluss an die Versammlung wird den Anwesenden ein kleines Nachtessen 
offeriert. 
 
 
Tonaufnahme 
 
Zwecks Erstellung des Protokolls können Tonaufnahmen gemacht werden. Diese 
werden nach Genehmigung des Protokolls wieder gelöscht. 
 
 
Traktandenliste 
 
 Appell Seite 
1. Protokoll der Ortsbürgergemeindeversammlung vom 17. Juni 2025 3 
2. Budget 2026 3 – 16 
3. Wahl der Stimmenzähler für die Amtsperiode 2026/29 17 
4. Wahl der Finanzkommission für die Amtsperiode 2026/29 18 
5. Verschiedenes 20 
 – Verabschiedungen 
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Traktandum 1 

 
 

Protokoll der Ortsbürgergemeindeversammlung vom 17. Juni 
2025 
 
 
Das Protokoll der Ortsbürgergemeindeversammlung vom 17. Juni 2025 wird den 
stimmberechtigten Ortsbürgerinnen und Ortsbürgern zusammen mit der Einladung 
zugestellt.  
 
 
Antrag 
 
Der Ortsbürgergemeindeversammlung wird beantragt, das Protokoll der Ortsbür-
gergemeindeversammlung vom 17. Juni 2025 zu genehmigen.  
 
 
 
 

Traktandum 3 
 

Budget 2026 
 
 
I. Allgemeines zum Budget 
 
Das Budget 2026 der Ortsbürgergemeinde Oberrohrdorf-Staretschwil weist Auf-
wendungen und Erträge von je Fr. 20'000.– (Vorjahresbudget: Fr. 35'700.–) aus. 
Als Ergebnis der gesamten Ortsbürgerrechnung wird ein Ertragsüberschuss von 
Fr. 1'300.– erwartet. Der Ertragsüberschuss resultiert hauptsächlich aus den Ver-
mietungen der Waldhütte Staretschwil. Die Entwicklung des Eigenkapitals sieht 
somit wie folgt aus: 
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II. Erläuterungen im Detail 
 
 
0 Allgemeine Verwaltung 

 
– 0290  Verwaltungsliegenschaften, übriges – 
 
3010.00 Löhne 
Die Hüttenwartin erhält neu CHF 60.00 pro Vermietung. 
 
4472.00 Benützung Waldhütten 
Es wird von rund 60 Vermietungen an Einheimische sowie rund 15 Vermietungen 
an Auswärtige ausgegangen. 
 
 
8 Volkswirtschaft 

 
– 8200  Forstwirtschaft – 
 
3101.00 Betriebs- und Verbrauchsmaterial 
4250.00 Verkauf Christbäume 
Der Weihnachtsbaumverkauf wird weiterhin stattfinden. 
 
 
9 Finanzen und Steuern 

 
– 9990  Abschluss – 
 
9000.00 Ertragsüberschuss 
Das Budget über die Gesamtrechnung der Ortsbürgergemeinde weist einen Er-
tragsüberschuss von Fr 1'300.– aus. Dieser Betrag wird dem Eigenkapital gutge-
schrieben. 
 
 
Antrag 
 
Der Ortsbürgergemeindeversammlung wird beantragt, das Budget 2026 zu geneh-
migen. 
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Traktandum 3 

 

3. Wahl der Stimmenzähler für die Amtsperiode 2026/29 
 
 
I. Ausgangslage 
 
An der Ortsbürgergemeindeversammlung vom 8. Dezember 2021 sind folgende 
Personen als Stimmenzähler der Ortsbürgergemeinde Oberrohrdorf-Staretschwil 
für die Amtsperiode 2022/25 gewählt worden:  
 
 Kaufmann Martin, 1961, Weidhofstrasse 8 
 Voser Barbara, 1975, Neumattweg 6 
 
 
II. Rechtliche Situation 
 
Gestützt auf § 7 Abs. 2 lit. k des Gesetzes über die Ortsbürgergemeinden obliegt 
die Wahl der Stimmenzähler der Ortsbürgergemeindeversammlung. Die Wahl der 
Stimmenzähler erfolgt für die Amtsperiode 2026/29. Eine Vorschrift, wie viele Stim-
menzähler benötigt werden, existiert jedoch nicht. Das Ortsbürgergesetz geht von 
den "erforderlichen Stimmenzählern" aus, der Gemeinderat ist der Ansicht, dass 
zwei genügen (wie dies auch schon seit Jahrzehnten angewandt wird).  
 
Das Gesetz über die politischen Rechte (GPR) vom 10. März 1992 ergänzt in § 37, 
dass die Wahlen an einer Gemeindeversammlung geheim durchgeführt werden 
müssen, diese bei Wahlen an einer Ortsbürgergemeindeversammlung aber offen 
stattfinden können, sofern die Versammlung damit einverstanden ist. Wahlvor-
schläge können anlässlich der Versammlung gemacht werden. Ist ein Gewählter 
in der Versammlung anwesend, hat er umgehend die Annahme oder Ablehnung 
der Wahl zu erklären. Die vorgeschlagenen Kandidaten haben sich nicht in den 
Ausstand zu begeben! 
 
Gemäss dem Unvereinbarkeitsgesetz vom 29. November 1983 dürfen Verwandte 
und Verschwägerte bis und mit dem 2. Grad (d.h. Geschwister, Grosseltern und 
Enkel), Ehegatten, eingetragene Partner sowie Ehegatten und eingetragene Part-
ner von Geschwistern nicht Mitglieder der gleichen Behörde sein.  
 
 
III. Kandidaten 
 
Frau Barbara Voser hat mitgeteilt, dass sie nicht mehr kandidiert. Der zweite bis-
herige Stimmenzähler, Herr Martin Kaufmann, 1961, Weidhofstrasse 8, stellt sich 
für eine weitere Amtsperiode zur Verfügung. Herr Dominik Rimann, 1999, Rüs-
lerstrasse 22a, hat seine Bereitschaft für eine Kandidatur bekannt gegeben. 
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Somit sind folgende Kandidaturen bekannt: 
 
 Kaufmann Martin, 1961, Weidhofstrasse 8, bisher 
 Dominik Rimann, 1999, Rüslerstrasse 22a, neu 
 
Es wird jedoch aufgrund der gesetzlichen Situation explizit darauf aufmerksam ge-
macht, dass anlässlich der Ortsbürgergemeindeversammlung weitere Vorschläge 
eingebracht werden können.  
 
 
Antrag 
 
Der Ortsbürgergemeindeversammlung wird beantragt, zwei Stimmenzähler für die 
Amtsperiode 2026/29 zu wählen. 
 
 
 

Traktandum 4 
 

4. Wahl der Finanzkommission für die Amtsperiode 2026/29 
 
 
I. Ausgangslage 
 
An der Ortsbürgergemeindeversammlung vom 8. Dezember 2021 sind folgende 
Personen als Mitglieder der Finanzkommission der Ortsbürgergemeinde Ober-
rohrdorf-Staretschwil für die Amtsperiode 2022/25 gewählt worden:  
 
 Humbel Heinz, 1962, Busslingerstrasse 2a 
 Blunschi Regula, 1965, Cholacherstrasse 35 
 Zurbrügg-Egloff Tabea, 1986, Zürichstrasse 11 
 
 
 
II. Rechtliche Situation 
 
Gemäss § 7 Abs. 2 lit. k des Gesetzes über die Ortsbürgergemeinden (Ortsbür-
gergesetz) vom 19. Dezember 1978 obliegt der Ortsbürgergemeindeversammlung 
u.a. die Wahl der Finanzkommission. § 12 Ortsbürgergesetz hält fest, dass die 
Finanzkommission aus wenigstens drei Mitgliedern bestehen muss. Die Aufgaben 
und Befugnisse sind die gleichen wie sie die Finanzkommission der Einwohnerge-
meinde hat.  
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Das Gesetz über die politischen Rechte (GPR) vom 10. März 1992 ergänzt in § 
37, dass die Wahlen an einer Gemeindeversammlung geheim durchgeführt wer-
den müssen, diese bei Wahlen an einer Ortsbürgergemeindeversammlung aber 
offen stattfinden können, sofern die Versammlung damit einverstanden ist. Wahl-
vorschläge können anlässlich der Versammlung gemacht werden. Ist ein Gewähl-
ter in der Versammlung anwesend, hat er umgehend die Annahme oder Ableh-
nung der Wahl zu erklären. Die vorgeschlagenen Kandidaten haben sich nicht in 
den Ausstand zu begeben! 
 
Gemäss dem Unvereinbarkeitsgesetz vom 29. November 1983 dürfen Verwandte 
und Verschwägerte bis und mit dem 2. Grad (Hinweis: Geschwister, Grosseltern, 
Enkel), Ehegatten, eingetragene Partner sowie Ehegatten und eingetragene Part-
ner von Geschwistern nicht Mitglieder der gleichen Behörde sein. Das gleiche gilt 
auch für das Verhältnis zwischen Mitgliedern des Gemeinderats und der Finanz-
kommission. Gemeinderat Tobias Holenweger ist Ortsbürger, somit ist entspre-
chend auf die Verwandtschaftsverhältnisse Rücksicht zu nehmen.  
 
 
III. Kandidaten 
 
Herr Heinz Humbel hat mitgeteilt, dass er nicht mehr kandidiert. Die beiden bishe-
rigen Finanzkommissionsmitglieder – Regula Blunschi und Tabea Zurbrügg-
Egloff, stellen sich hingegen für eine weitere Amtsperiode zur Verfügung. Herr 
André Kaufmann, 1978, Rüslerstrasse 33, hat seine Bereitschaft für eine Kandi-
datur bekannt gegeben.  
 
Somit sind folgende Kandidaturen bekannt: 
 
 Blunschi Regula, 1965, Cholacherstrasse 35, bisher 
 Zurbrügg-Egloff Tabea, 1986, Zürichstrasse 11, bisher 
 Kaufmann André, 1978, Rüslerstrasse 33, neu 
 
 
Es wird jedoch aufgrund der gesetzlichen Situation explizit darauf aufmerksam ge-
macht, dass anlässlich der Ortsbürgergemeindeversammlung weitere Vorschläge 
eingebracht werden können.  
 
 
Antrag 
 
Der Ortsbürgergemeindeversammlung wird beantragt, drei Mitglieder der Finanz-
kommission für die Amtsperiode 2026/29 zu wählen. 
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Traktandum 5 

 

5. Verschiedenes 
 
 
Verabschiedung von folgenden Behördenmitgliedern, Kommissionsmitgliedern oder Delegierten  
per Ende Amtsperiode 2022/25: 
 
– Humbel Heinz, Finanzkommission 
–  Voser Barbara, Wahlbüro 
–  Blunschi Meinrad, Verwaltungsrat Forstbetrieb Heitersberg 
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Die Rechte der Stimmberechtigten 
 
 
Initiativrecht 
 
Durch begründetes, schriftliches Begehren kann ein Zehntel der Stimmberechtigten die 
Behandlung eines Gegenstandes an der Versammlung verlangen. Gleichzeitig kann die 
Einberufung einer ausserordentlichen Versammlung verlangt werden (§ 22 Abs. 2 Ge-
meindegesetz). Die Unterschriftenlisten können zusammen mit einem Merkblatt auf der 
Gemeindekanzlei bezogen werden (bitte telefonisch voranmelden). 
 
 
Anspruch auf rechtzeitiges Aufbieten 
 
Spätestens 14 Tage vor der Gemeindeversammlung sind die Stimmberechtigten vom 
Gemeinderat durch Zustellung der Stimmrechtsausweise und der Traktandenliste mit den 
Anträgen und allfälligen Erläuterungen aufzubieten. Die Akten sind öffentlich aufzulegen 
(§ 23 Abs. 1 Gemeindegesetz). 
 
 
Antragsrecht 
 
Jeder Stimmberechtigte hat das Recht, zu den in der Traktandenliste aufgeführten Sach-
geschäften Anträge zur Geschäftsordnung und zur Sache zu stellen (§ 27 Abs. 1 Ge-
meindegesetz). Für das Aufstellen der Traktandenliste ist der Gemeinderat zuständig. 
Anträge zur Geschäftsordnung sind formelle Anträge (z.B. Rückweisungsantrag); An-
träge zur Sache sind solche materieller Natur (z.B. Änderungs- bzw. Ergänzungsantrag). 
 
 
Recht auf Durchführung einer geheimen Abstimmung 
 
Ein Viertel der in der Versammlung anwesenden Stimmberechtigten kann eine geheime 
Abstimmung verlangen (§ 27 Abs. 2 Gemeindegesetz).  
 
 
Vorschlagsrecht 
 
Jeder Stimmberechtigte ist befugt, der Versammlung die Überweisung eines neuen Ge-
genstandes an den Gemeinderat zum Bericht und Antrag vorzuschlagen. Das beantragte 
Geschäft muss jedoch in der Zuständigkeit der Gemeindeversammlung liegen. Stimmt 
die Versammlung einem solchen Antrag (Überweisungsantrag) zu, hat der Gemeinderat 
den betreffenden Gegenstand zu prüfen und auf die Traktandenliste der nächsten Ver-
sammlung zu setzen. Ist dies nicht möglich, so sind der Versammlung die Gründe darzu-
legen (§ 28 Gemeindegesetz). Diese Antragstellung hat unter dem Traktandum "Ver-
schiedenes" zu erfolgen. 
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Anfragerecht 
 
Jeder Stimmberechtigte kann zur Tätigkeit der Gemeindebehörden und der Verwaltung 
Anfragen stellen. Diese sind sofort oder an der nächsten Versammlung zu beantworten. 
Daran kann sich eine allgemeine Aussprache anschliessen (§ 29 Gemeindegesetz). Das 
Anfragerecht wird unter dem Traktandum "Verschiedenes" ausgeübt. 
 
Abschliessende Beschlussfassung 
 
Die Gemeindeversammlung entscheidet über die zur Behandlung stehenden Sachge-
schäfte abschliessend, wenn die beschliessende Mehrheit wenigstens einen Fünftel der 
Stimmberechtigten ausmacht (§ 30 Gemeindegesetz). 
 
 
Publikation der Versammlungsbeschlüsse 
 
Alle Beschlüsse der Ortsbürgergemeindeversammlung sind ohne Verzug zu veröffentli-
chen (§ 26 Abs. 2 Gemeindegesetz). Die Veröffentlichung erfolgt im Amtsblatt des Kan-
tons Aargau und in der Berg-Post.  
 
 
Fakultatives Referendum 
 
Nicht abschliessend gefasste positive und negative Beschlüsse der Gemeindeversamm-
lung sind der Urnenabstimmung zu unterstellen, wenn dies von einem Zehntel der Stimm-
berechtigten innert dreissig Tagen, gerechnet ab Veröffentlichung, schriftlich verlangt 
wird (§ 9 Abs. 1 Ortsbürgergesetz). Unterschriftenlisten können zusammen mit einem 
Merkblatt auf der Gemeindekanzlei bezogen werden. Davon ausgenommen sind Be-
schlüsse formeller Natur (Rückweisung eines Geschäftes). 
 
 
Urnenabstimmung/Referendumsabstimmung 
 
Ist gegenüber einem Versammlungsbeschluss das Referendum zustande gekommen, so 
entscheidet die Gesamtheit der Stimmberechtigten an der Urne (§ 33 Abs. 1 Gemeinde-
gesetz). Der Urnenabstimmung unterliegt in allen Fällen (obligatorisches Referendum) 
der Zusammenschluss einer Ortsbürgergemeinde mit der entsprechenden Einwohnerge-
meinde (§ 9 Abs. 2 Ortsbürgergesetz). 
 
 
Beschwerdemöglichkeiten 
Mit der Stimmrechtsbeschwerde (§ 65 Gesetz über die politischen Rechte GPR) kann die 
Verletzung des Stimmrechts, mit der Wahl- und Abstimmungsbeschwerde (§ 66 GPR) 
können Unregelmässigkeiten bei der Vorbereitung oder Durchführung einer Wahl oder 
Abstimmung oder bei der Ermittlung eines Wahl- oder Abstimmungsergebnisses geltend 
gemacht werden. Die Beschwerden sind innert 3 Tagen seit der Entdeckung des Be-
schwerdegrundes, spätestens aber am dritten Tage nach der Veröffentlichung des Er-
gebnisses beim Regierungsrat einzureichen. Allgemein verbindliche Erlasse, die nicht in 
persönliche Verhältnisse eingreifen, können innert 10 Tagen seit Veröffentlichung mit Ge-
meindebeschwerde beim Regierungsrat angefochten werden. 
 


